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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2013 von der Juristischen
Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg als Dissertation vorgelegt.
Die Disputation der Arbeit erfolgte im Sommer 2014.

Am Beispiel der Vollstreckungshilfeleistung bei freiheitsentziehenden Sank-
tionen im Rechtshilfeverkehr mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
werden der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung strafjustitieller Entschei-
dungen, seine Entwicklung, primärrechtliche Verankerung und sekundärrechtliche
Ausgestaltung ebenso wie seine Grenzen aus unions- und verfassungsrechtlicher
Perspektive untersucht. Die Vollstreckungshilfe ist als Referenzgebiet für diese
Untersuchung herangezogen worden, weil mit ihrer Leistung die weitestgehende
Anerkennung der Strafrechtsordnung eines anderen Mitgliedstaates im Rahmen
des durch Rechtshilfe international-arbeitsteiligen Strafverfahrens einhergeht, die
mit gravierenden Veränderungen der tatsächlich zu verbüßenden Strafe verbun-
den sein kann.

Kam die Vollstreckungshilfe in der Vergangenheit eher selten zur Anwendung,
so lassen nicht nur die aktuellen Umwälzungen in Europa ihre steigende Bedeu-
tung für die Praxis erwarten. Vielmehr hat auch der Bundesgesetzgeber mit Ge-
setz vom 24. Juli 2015 den Vollstreckungshilfeverkehr sowohl mit den Mitglied-
staaten der Europäischen Union als auch mit Drittstaaten neu geregelt und damit
den für die vorliegende Studie zentralen Rahmenbeschluss über die Europäische
Vollstreckungsanordnung (RB 2008/909/JI) in innerstaatliches Recht umgesetzt.

Für die Drucklegung der Arbeit, die in Teil 1–3 den Stand vor Umsetzung
widerspiegelt, wurde, um den Bogen der Arbeit zu erhalten und zu erweitern, in
Teil 1–3 auf die Neuregelung hingewiesen, soweit zum Verständnis bzw. zur
Klarstellung notwendig, und ergänzend ein 4. Teil angefügt, der den zentralen Er-
gebnissen der Arbeit die mit der Neuregelung gewählten gesetzgeberischen Lö-
sungen gegenüberstellt. Literaturverweise sind auf dem Stand bei Abgabe der Ar-
beit, nach Fertigstellung der Dissertation ergangene wesentliche Entscheidungen
des Gerichtshofs der Europäischen Union wurden, soweit möglich, eingearbeitet.
Der Beschluss des BVerfG zur Identitätskontrolle (15.12.2015, 2 BvR 2735/14)
wurde noch in die Nachweise einbezogen.

An dieser Stelle möchte ich mich besonders bedanken bei Professor Dr. Ger-
hard Dannecker, nicht nur für die Anregung, den Grundsatz der gegenseitigen
Anerkennung am Beispiel der Vollstreckungshilfe zu untersuchen, sondern auch
für die Übernahme der Erstbegutachtung der vorliegenden Arbeit. Danken



möchte ich ihm ebenso für die lehrreiche Zeit als Wissenschaftlicher Assistent an
seinem Lehrstuhl mit vielen wertvollen Anregungen und Diskussionen.

Danken möchte ich ebenso Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter-Christian Müller-Graff
für die Übernahme der Zweitbegutachtung der Arbeit sowie für spannende und
lehrreiche Diskussionen, besonders während meiner Zeit am Europarechtsinstitut
der Universität Wien.

Besonders danken möchte ich auch RA Univ.-Prof. Dr. Richard Soyer, als des-
sen Habilitand ich an der Abteilung für Unternehmensstrafrecht und Strafrechts-
praxis der Johannes Kepler Universität Linz tätig sein darf, für seine stete Unter-
stützung und Förderung.

Frau Univ.-Prof. Dr. Petra Velten danke ich für ihre stete Bereitschaft, straf-
rechtliche Fragen und Thesen zu diskutieren.

Herzlich danken möchte ich auch Frau ao. Univ.-Prof. Dr. Gerte Reichelt für
wohlwollende Förderung während meiner Zeit in Wien.

Für ihre wertvolle Hilfe bei der Drucklegung der Arbeit danke ich Mag. Katrin
Forstner.

Großer Dank gebührt aber vor allem meiner Familie, Nele und Karin, die wäh-
rend der Fertigstellung der Arbeit oftmals viel Geduld haben mussten, mir aber
stets den nötigen Rückhalt geben.

Linz, im Juli 2016 Stefan Schumann
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